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KURZ KOMMENTIERT

Bundesbank

Erfolgsbilanz für 25 Jahre

Gemessen an der Stabilität der D-Mark war die Deut­
sche Bundesbank seit ihrer Gründung vor nunmehr 25 
Jahren erfolgreicher als die Notenbanken der anderen 
Industrieländer, die Schweizer Nationalbank einge­
schlossen. Darüber hinaus zeigt ein Blick auf die in die­
sem Zeitraum erzielten hohen realen Wachstumsraten, 
daß Stabilität und Wirtschaftswachstum bei wohlver­
standener Notenbankpolitik durchaus keine konkurrie­
renden, sondern komplementäre Ziele sind. Diese Er­
folgsbilanz für den Durchschnitt der gesamten Periode 
ist zwar beeindruckend, jedoch wird das Bild getrübt 
durch die steigende Tendenz der Inflationsraten bei 
gleichzeitig wachsender Schwankungsbreite: parallel 
dazu haben die realen Wachstumsraten abgenommen.

Darf man aus dieser Entwicklung schließen, daß die 
wirtschaftspolitische Kraft der Bundesbank gegenüber 
den fünfziger und sechziger Jahren abgenommen hat? 
Eher ist das Gegenteil der Fall, denn die vom Ausland -  
insbesondere von den USA, der „économie dominante“ 
-  ausgehenden Schocks sind in den siebziger Jahren 
größer geworden. Zwar ist die Stabilität der D-Mark ab­
solut geringer geworden, relativ, d. h. im Vergleich zu 
anderen Währungen, hat sie aber sogar noch zugenom­
men. Unter diesem Gesichtspunkt sind die geldpoliti­
schen Leistungen der siebziger Jahre höher zu bewer­
ten als die der sechziger Jahre, die in einem günstigeren 
Umfeld erzielt wurden. Im übrigen sind die Erfolge der 
ersten Dekaden paradoxerweise für die monetären 
Steuerungsprobleme der letzten Zeit mitverantwort­
lich: Die D-Mark gewann u. a. durch die Politik der Bun­
desbank international ein solches Ansehen, daß sie zur 
zweitwichtigsten Reserve- und Anlagewährung -  nach 
dem Dollar -  aufstieg. Diese Internationalisierung hat 
eine angemessene geldpolitische Steuerung zusätzlich 
erschwert. ws

EG-Agrarpolitik

Zum Wein(en)

D ie  im Ministerrat der Europäischen Gemeinschaft ver­
abschiedete neue Weinmarktordnung sieht vor allem ei­
ne Ausweitung der Destillationsmaßnahmen zum Ab­
bau von Marktüberschüssen sowie einige andere Rege-
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lungen zur Einkommenssicherung der europäischen 
Winzer vor. Allein die Bundesrepublik stimmte dage­
gen, ohne allerdings die Einführung durch ein Veto zu 
blockieren.

Durch die neue Weinmarktordnung werden zwar die 
herbstlichen Weinkriege zwischen den romanischen 
Schwestern Frankreich und Italien vermieden, die ihren 
schlagzeilenträchtigen Ausdruck in Blockaden, umge­
worfenen Tankwagen usw. fanden. Andererseits darf 
man aber nicht die neuen Finanzrisiken für die europäi­
sche Agrarpolitik übersehen. Die jährlichen Zusatzko­
sten werden von der Kommission auf umgerechnet nur 
67 Mill. DM beziffert: dies wird allerdings in Bonn als zu 
niedrig angesehen. Entscheidend für die Ablehnung 
dürften -  neben prinzipiellen Bedenken gegen umfas­
sende Marktregulierungen -  auch die Finanzierungs­
probleme sein, die sich aus der geplanten Südenweite­
rung der Gemeinschaft, vor allem dem Beitritt Spaniens, 
ergeben. Dessen Weinerzeugung liegt im Schnitt über 
30 Mill. hl mit Spitzen bis 50 Mill. hl. Das birgt erhebliche 
finanzwirksame Überschußprobleme für die Gemein­
schaft.

Die in letzter Zeit abgegebenen Absichtserklärungen 
zur Reform der Agrarpolitik in Richtung auf einen Abbau 
von Produktionsüberschüssen haben in der neuen 
Weinmarktordnung keinen Niederschlag gefunden: die­
se dürfte eher noch produktionsanregend wirken. Damit 
verstärkt sich der Eindruck, daß es sich wieder einmal 
nur um Lippenbekenntnisse gehandelt hat und daß die 
Skeptiker, die die gemeinsame Agrarpolitik für „reform­
resistent“ halten, recht behalten werden. kr

Frankreich

Anpassung durch 
Arbeitsmarktabgabe

W ie  begrenzt die Möglichkeiten für eine expansive Fi­
nanzpolitik bei der gegenwärtigen hartnäckigen Kon­
junkturschwäche sind, zeigt sich in Frankreich. Die vor 
allem durch eine Ankurbelung des privaten Verbrauchs 
beabsichtigten nachhaltig anregenden Wirkungen auf 
die Wirtschaft bleiben aus. Die wirtschaftspolitische 
Sorge gilt nunmehr dem für die westlichen Industrielän­
der typischen Problem, das Budgetdefizit in Grenzen zu 
halten. Diese Aufgabe wird auch in Frankreich durch 
den kräftigen Anstieg der Defizite in den Sozialhaushal­
ten erschwert.
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Die Regierung geht dieses Problem nicht zuletzt mit 
einer Verbreiterung der Einnahmenbasis an: Um das 
Defizit in der Arbeitslosenversicherung zu reduzieren, 
werden Beamte und Freiberufler nunmehr zu einer Soli­
daritätsabgabe herangezogen. Dem Umfang nach ist 
das zusätzliche Mittelaufkommen zwar begrenzt. Gro­
ßes Gewicht wird daneben jedoch dem qualitativen 
Aspekt der Abgabe zugemessen: Die durch den ra­
schen Anstieg der Arbeitslosigkeit bedingten finanziel­
len Lasten sollen gerechter verteilt werden.

Das bisherige Verfahren, die Finanzierungslasten der 
Arbeitslosigkeit grundsätzlich nach dem „Versiche­
rungsprinzip“ auf einen bestimmten Kreis der Erwerbs­
tätigen zu begrenzen, erweist sich bei der gegenwärti­
gen hartnäckigen Wachstumsschwäche und der Aus­
sicht auf jahrelang hohe Arbeitslosigkeit sicherlich als 
fragwürdig. Dies gilt auch über Frankreich hinaus, wie 
die Diskussion in der Bundesrepublik zeigt. Anderer­
seits kann es aber bei den notwendigen Anpassungen 
nicht nur darum gehen, die Abgabenbasis zu vergrö­
ßern. Notwendig wäre es vielmehr, alle mit dauerhaft 
hoher Arbeitslosigkeit zusammenhängenden Probleme 
der sozialen Sicherung zu überdenken. gw

Italien

Gescheitertes Sanierungsprogramm

D er Freudentaumel über den Gewinn der Fußballwelt­
meisterschaft 1982 ist in Italien verrauscht. Mit ihm auch 
die Moral, die Regierungschef Spadolini, der erste nicht 
den Christdemokraten angehörende Ministerpräsident 
des Landes seit 35 Jahren, aus der sportlichen Großtat 
für die praktische Politik zu gewinnen suchte. In der Tat 
hätte es eines hohen Maßes an Teamgeist in den fünf 
Koalitionsparteien bedurft, um das drastische Pro­
gramm zur Begrenzung des ausufernden Staatsdefizits 
über die parlamentarischen Hürden zu bringen.

Doch so sehr sich die Parteien auch über die Notwen­
digkeit der Haushaltssanierung einig waren, so schwie­
rig erwies es sich wieder einmal, einen Konsens über 
die notwendigen Maßnahmen herzustellen. Per Regie­
rungsdekret -  aber noch parlamentarisch abzusegnen 
-  wurden zwar bereits zum 1. August die Mehrwertsteu­
er, die Preise für Kraftstoff, die Steuern auf Unterneh­
menserträge und die Arbeitgeberabgaben für die So­
zialversicherung angehoben, nachdem wenige Tage 
zuvor schon die Eisenbahn- und die Stromtarife erneut 
erhöht worden waren. Uber diese sofort wirksamen Ein­
nahmensteigerungen hinaus sah die Regierung für das 
kommende Jahr erhebliche Kürzungen der Ausgaben­

ansätze vor. Doch das Programm kam nun frühzeitig zu 
Fall. Die sechs sozialistischen Minister traten wegen der 
Ablehnung des -  auf ihre Initiative zurückgehenden -  
Antrages auf eine erhöhte Steuervorauszahlung der Mi­
neralölunternehmen in der Abgeordnetenkammer zu­
rück. Dies war allerdings wohl mehr Anlaß als Ursache. 
Schließlich macht die sozialistische Partei schon des 
längeren Ansprüche auf das Amt des Ministerpräsiden­
ten geltend. Zudem befindet sie sich politisch im Auf­
wind und kann im Falle von Neuwahlen auf eine Stär­
kung ihrer parlamentarischen Position rechnen, wt

RGW-Wirtschaftsgipfel

Kein Mangel an Gesprächsthemen

Beim  jüngsten Treffen des tschechoslowakischen Prä­
sidenten Husak mit dem sowjetischen Staats- und Par­
teichef Breschnjew wurde betont, daß die RGW-Staa- 
ten die für beide Seiten vorteilhaften Wirtschaftsbezie­
hungen zu den westlichen Industriestaaten zwar 
aufrechterhalten wollten, sich jedoch angesichts der 
amerikanischen Sanktionen Maßnahmen überlegen 
müßten, um die Abhängigkeit von Westimporten zu ver­
ringern. Ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu einer ver­
stärkten wirtschaftlichen Zusammenarbeit im Rahmen 
des RGW soll ein in diesem Zusammenhang angekün­
digtes Gipfeltreffen über Wirtschaftsfragen sein.

Über einen Mangel an Gesprächsthemen werden die 
Teilnehmer dieser Runde nicht zu klagen haben: Die 
Folgen des amerikanischen Embargos für die Zusam­
menarbeit Osteuropas mit dem Westen werden ebenso 
erörtert werden müssen wie die infolge wiederholter 
Mißernten erforderlichen Getreideimporte. Die zuneh­
mende Verschuldung der RGW-Staaten im Westen, vor 
allem die drohende Zahlungsunfähigkeit Polens und ih­
re Auswirkungen auf den gesamten Ost-West-Handel, 
dürfte ebenfalls besprochen werden.

Aber auch die internen Probleme häufen sich. Die 
Versorgungslage der RGW-Länder mit Ausnahme Un­
garns hat sich in den letzten Jahren deutlich verschlech­
tert. Zudem werden sicherlich die störenden Auswirkun­
gen der polnischen Wirtschaftskrise auf die Zusammen­
arbeit und den Handel innerhalb des RGW auf dem Pro­
gramm stehen. Ein Reibungspunkf dürfte vor allem die 
Versorgung der RGW-Staaten mit Roh- und Brennstof­
fen sein: Während die brennstoffarmen Partnerländer 
angesichts ihrer knappen Devisen an zunehmenden 
und preislich vorteilhaften Lieferungen aus der Sowjet­
union interessiert sind, hat die UdSSR ihre Erdölliefe­
rungen an diese Länder eingeschränkt. sr
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